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Beobachtete Änderung der mittleren globalen Oberflächentemperatur.
Änderungen der Temperatur (linke Achse, Linie und T-Bereich) sind 
bezogen auf das Temperaturmittel im Zeitraum von 1961–1990.
Die geglättete Kurve gibt das 10-Jahres-Mittel, gelbe Punkte (rechte
Achse) geben Jahresmittel wieder.
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doch zu großen Teilen die geleistete Effizienzstei-
gerung. Somit steht das weiterführende Ziel der 
Kommission, mit technischen Maßnahmen im Fahr-
zeug einen Flottendurchschnitt der Pkw-Neuzulas-
sungen von 130 g CO2/km für das Jahr 2012 zu er-
reichen, in Frage.

CO2-Grenzwerte für Pkw: 2006 entwickelte das 
UBA einen Vorschlag zur Grenzwertgestaltung für 
den CO2-Ausstoß von Pkw, den Fachkreise positiv 
aufnahmen. Grundsätzlich sind unterschiedliche 
methodische Herangehensweisen möglich. Weitere 
Forschung ist erforderlich. Aktuell hat das Amt eini-
ge Bezugsgrößen, die sich für die Festlegung von 
CO2-Grenzwerten eignen, untersucht. Es galt die Fra-
gen zu beantworten: Wie eng ist der Zusammen-
hang zwischen dem CO2-Ausstoß der Pkw und den 
Parametern Hubraum, Nennleistung, Leergewicht, 
Innenraumvolumen und Fahrzeuggrundfläche? 
Und: Wie sicher sind diese Einflussgrößen gegen Be-
einflussungen, falls die Hersteller Anpassungen an 
die Begrenzung der spezifischen CO2-Emissionen 
vornehmen, ohne aber den Kraftstoffverbrauch tat-
sächlich zu mindern?

Die Bezugsgrößen Hubraum, Nennleistung und 
Leergewicht sind für die Begrenzung der CO2-Emissi-
onen wenig geeignet. Die Hersteller könnten mit 
gezielten Veränderungen dieser Parameter den 
Grenzwert ohne eine echte CO2-Minderung relativ 
einfach erreichen. Sie müssten nicht in moderne 
Technik zur CO2-Emissionsminderung investieren. 
Würde mit einem größeren Hubraum eine höhere 
CO2-Emission zulässig sein, so wäre eine Entwick-
lung entgegen dem gewünschten Trend zugunsten 
kleiner, weniger Kraftstoff verbrauchender Motoren 
zu erwarten. Ein gewichtsbezogener Grenzwert wür-
de einen Anreiz zur Erhöhung des Fahrzeugge-
wichts durch den Hersteller darstellen. Für die Er-
mittlung des Innenraumvolumens gibt es keine ge-
normte Definition und mithin keine Daten.

Nach gegenwärtigen Forschungserkenntnissen 
scheint, dass die CO2-Mittelwerte der Pkw-Flotte von 
2006 in Abhängigkeit von der Grundfläche (Länge 
mal Breite eines Fahrzeugs) sich besser als Bezugs-
größe eignen. Die Grundfläche des Pkw ist aus 
Gründen des Designs und Nutzwertes eine von den 
Anbietern wenig beeinflussbare Größe und daher ei-
ne stabile Basis für die CO2-Begrenzung. 

Welche konkreten Vorteile brächte ein solches Ver-
fahren für die Umwelt? Eine CO2-Grenzwertsetzung 
mit Bezug auf die Grundfläche würde die techni-
schen Potenziale, um die CO2-Grenzwerte zu errei-
chen, ausschöpfen. Das UBA erwartet – würde sei-
nem Vorschlag gefolgt – eine zügige Ausweitung 

des Angebots wesentlich sparsamerer Neufahrzeuge, 
welche die durchschnittlichen spezifischen CO2-
Emissionen im Jahr 2012 um etwa 20 Prozent min-
dern würden. Auf dieser Basis ließen sich die CO2-
Grenzwerte für den EU-Pkw-Flottendurchschnitt der 
Neufahrzeuge bis 2020 auf etwa 90 g/km CO2 (ent-
spricht etwa vier Liter Ottokraftstoffverbrauch) sen-
ken. Die jährliche CO2-Emissionsfracht des Pkw-Ver-
kehrs in Deutschland und in der EU würde sich so 
um bis zu fünf Prozent pro Jahr bei Neufahrzeugen 
bis 2020 verringern. Für wenige, verbrauchsintensi-
ve Pkw-Typen, die den für ihre jeweilige Grundflä-
che geltenden Grenzwert ab dem Jahr 2012 nicht 
erreichen sollten, lassen sich das Klimaschutzanlie-
gen und die Zulassungsfähigkeit für den Straßenver-
kehr mit Hilfe finanzieller Anreize zu weiteren Ver-
brauchsenkungen – wie einer Abgabe – für einen 
Übergangszeitraum verbinden.

Kfz-Steuer: Seit 1954 orientiert sich die Höhe der 
Kfz-Steuer am Hubraum eines Pkw. Eine CO2-basier-
te Pkw-Steuer als flankierende Maßnahme zur CO2- 
Gesetzgebung könnte zu einer beschleunigten 
Markteinführung energieeffizienter Pkw führen. 
Die nach Abgaswerten für Kohlenmonoxid-, Stick-
oxid-, Kohlenwasserstoff- und Partikel-Emissionen 
differenzierte Kfz-Steuer bewährte sich bei der För-
derung emissionsarmer Fahrzeuge, indem es die 
Entwicklung und Nutzung umweltverträglicherer 
Straßenfahrzeuge beschleunigte. Mit Einführung 
der Norm Euro-4 ab 2005 ist die steuerliche Len-
kungswirkung für schadstoffarme Fahrzeuge nahe-
zu ausgeschöpft. Der Gesetzgeber sollte mit dem 
Instrument Kfz-Steuer die Markteinführung Kraft-
stoff sparender Pkw zusätzlich fördern. Das UBA 
beteiligte sich in Zusammenarbeit mit dem Bun-
desumweltministerium intensiv an der Gestaltung 
einer Kfz-Steuer, die sich am Verbrauch der Fahr-
zeuge orientiert. 

Verbrauchsmessungen nach EU-Norm: Für die 
Messung der CO2-Emissionen aus Pkw führte der 
TÜV Nord im Auftrag des UBA das Forschungsvorha-
ben „Fortschreibung der EU-Richtlinie zur Ver-
brauchs- und CO2-Messung bei Pkw“ durch [93]. Das 
Projekt hatte das Ziel, den Einfluss der Nebenaggre-
gate (Klimaanlage, Servolenkung etc.) auf die CO2-
Emissionen bei Pkw zu untersuchen und einen Vor-
schlag zur Erweiterung der EU-Richtlinie zu entwi-
ckeln. Das vorgeschlagene Verfahren soll den realen 
Kohlendioxidausstoß besser berücksichtigen als dies 
mit den aktuellen EU-Vorgaben für das Messverfah-
ren der Fall ist. Der bei Nutzung der Nebenaggrega-
te durchschnittlich ermittelte Mehrverbrauch von 
zehn bis 15 Prozent sollte als ein Basiswert für die 
CO2-Gesetzgebung für Pkw einfließen.
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Verbesserung der Effizienz im Flugverkehr

Der Flugverkehr stellt wegen der starken Zunahme 
der Verkehrsleistung ein immer größeres Problem 
für den Klimaschutz dar. Nicht nur mit Kohlendi-
oxidemissionen, sondern auch Wasserdampf- und 
Stickstoffoxidemissionen trägt der Flugverkehr zur 
Klimaerwärmung bei. Die Erhöhung der Gesamte-
missionen durch das Wachstum der Flugverkehrs-
leistung und die damit verbundenen Wasserdampf- 
und Stickstoffoxidemissionen lässt sich mit effizi-
enzsteigernden Maßnahmen (zum Beispiel Kraft-
stoff sparende Triebwerke) nicht ausgleichen oder 
gar reduzieren. Zur Verbesserung der Effizienz im 
Luftverkehr beteiligte sich das UBA intensiv an den 
Diskussionen zur Einbeziehung des Flugverkehrs in 
das europäische Emissionshandelsystem. Am 20. De-
zember 2006 präsentierte die EU-Kommission hier-
zu einen Vorschlag [94].

Das europäische Emissionshandelsystem soll da-
nach ab 2011 zunächst nur die Flüge zwischen EU-
Flughäfen erfassen. Ab Januar 2012 soll es sämtli-
che, an den europäischen Flughäfen ein- und ab-
gehende Flüge einbeziehen. Ab diesem Zeitpunkt 
würden somit auch außer-europäische Fluggesell-
schaften betroffen sein. Das Ziel der EU-Kommissi-
on, die Emissionen des Flugverkehrs auf dem Ni-
veau des Jahres 2005 zu stabilisieren, unterstützt 
das UBA grundsätzlich. Allerdings berücksichtigt 
der Vorschlag nicht die gesamte Klimawirkung der 
Flugverkehrsemissionen. Wegen der beabsichtig-
ten fast vollständig kostenlosen Zuteilung der 
Emissionsrechte an die Luftverkehrsunternehmen 
ist zudem von sehr geringen Wirkungen auf die 
Preise für Flugtickets und damit auf die Nachfrage 
nach Flugreisen auszugehen. Aus diesem Grund 
spricht sich das UBA dafür aus, dass die zusätzli-
chen Klimawirkungen des Flugverkehrs beim Emis-

sionshandel berücksichtigt und die Emissionsrech-
te an die Fluggesellschaften nicht kostenlos ver-
teilt werden.

Leise in die Zukunft: Lärmminderung im  
Verkehr

Der Lärm von Autos, Eisenbahnen und Flugzeugen 
beeinträchtig die Lebensqualität vieler Menschen. 
Hohe Lärmbelastungen können auch ein Risiko für 
die Gesundheit darstellen – wobei der Straßenver-
kehr nach wie vor die dominierende Lärmquelle ist. 
Die Lärmbelastungen infolge des Straßen-, Schienen- 
und Flugverkehrs zu verringern, ist eine wichtige 
Aufgabe einer nachhaltigen Verkehrspolitik. Dazu 
ist es notwendig, 

u die Geräuschemissionen der Fahrzeuge, Fahrwe-
ge und Flugzeuge zu reduzieren sowie 

u den Schutz der Bevölkerung vor Geräuschimmis-
sionen zu verbessern.

Straßenverkehr: Die Reifen tragen wesentlich zu 
den Geräuschemissionen des Straßenverkehrs bei. 
Aus diesem Grunde führte die Europäische Kommis-
sion – gut 30 Jahre nach Einführung der Geräusch-
vorschriften für Kraftfahrzeuge – mit der Reifen-
richtlinie 2001/43/EG auch für Kfz-Reifen Geräusch-
grenzwerte ein. Die Richtlinie trat 2001 in Kraft und 
sieht nach drei Jahren eine Anpassung der Ge-
räuschgrenzwerte an den Stand der Technik vor. 

Eine Studie im Auftrag der EU-Kommission, die auf 
Untersuchungen des UBA basiert, kommt zu dem 
Schluss, dass die gültigen Geräuschgrenzwerte deut-
lich gesenkt werden sollten – im Schnitt um gut 
5 dB(A) [95, 96]. Die Autoren greifen auch den Vor-
schlag des UBA auf, alle Reifen mit ihrem Geräusch-
wert zu kennzeichnen, was bislang nicht der Fall ist. 
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Ein Geräuschlabel auf Reifen wäre eine Orientie-
rungshilfe für umweltbewusste Verbraucherinnen 
und Verbraucher, die beim Kauf neuer Reifen auch 
deren Geräuschverhalten berücksichtigen.

Schienenverkehr: Bereits Ende 2002 traten Grenz-
werte für den Hochgeschwindigkeitsverkehr in Kraft. 
Die Europäische Kommission verabschiedete nun 
auch zum ersten Mal Grenzwerte für den konventio-
nellen Schienenverkehr. Sie sind seit dem 23. Juni 
2006 für neue Lokomotiven, Reisezugwagen, Güter-
wagen und Triebfahrzeuge gültig, die auf dem trans-
europäischen Schienennetz einsetzbar sind (so ge-
nannte interoperable Fahrzeuge). Damit verwirklich-
te die Kommission einen langjährigen Vorschlag des 
UBA, um den Schienenverkehr leiser zu machen. 

Wichtigstes Teilergebnis der neuen Grenzwerte ist, 
dass die besonders lauten, von Graugussklötzen ge-
bremsten Fahrzeuge – das sind vor allem Güterwa-
gen – die Grenzwerte nicht einhalten und deshalb 
mit lärmarmen Bremsen auszustatten sind. Langfris-
tig wird damit an den Schienengüterverkehrsstrecken 
bei sehr gutem Gleiszustand eine Lärmminderung er-
reicht, die einer Reduktion der Verkehrsmenge auf 
ein Zehntel des derzeitigen Niveaus entspricht.

Novellierung des Fluglärmgesetzes: Für die Umge-
bung der größeren zivilen und militärischen Flug-
plätze gelten künftig verbesserte bauliche Schall-
schutzanforderungen. Das sieht die Novelle des Ge-
setzes zum Schutz gegen Fluglärm vor, die das UBA 
mit vorbereitete. Das neue Fluglärmgesetz beschloss 
der Deutsche Bundestag im Dezember 2006 und bil-
ligte der Bundesrat im März 2007. Es sieht die Fest-
setzung von Lärmschutzbereichen an zahlreichen zi-
vilen und militärischen Flugplätzen vor. Der Lärm-
schutzbereich besteht aus zwei Tag-Schutzzonen und 
einer Nacht-Schutzzone. In der Tag-Schutzzone 1 
und der Nacht-Schutzzone müssen Betreiber von 
Flugplätzen die Kosten für bauliche Schallschutz-
maßnahmen an bestehenden Wohngebäuden erstat-
ten. In der Nacht-Schutzzone tragen sie darüber hin-
aus die Kosten für den Einbau von Lüftungseinrich-
tungen in Schlafräumen. Die Novelle schreibt zudem 
vor, dass beim Neu- und bei einem wesentlichen 
Ausbau der Flugplätze der Betreiber den Anwohnern 
in der besonders belasteten Tag-Schutzzone 1 eine 
Entschädigung dafür zahlen muss, dass der Außen-
wohnbereich (zum Beispiel Balkone oder Terrassen) 
wegen des Fluglärms nur noch eingeschränkt nutz-
bar ist. Ferner bestehen in den Schutzzonen verschie-
dene bauliche Nutzungsbeschränkungen.

Die näheren Einzelheiten des Fluglärmgesetzes wird 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrats 
in vier Rechtsverordnungen regeln. Zu den Verordnun-

gen gehört vor allem das neue Fluglärm-Berechnungs-
verfahren, das eine Expertengruppe unter Leitung des 
UBA erarbeitete. In das Berechnungsverfahren gehen 
die Geräuschemissionsdaten der Luftfahrzeuge, die 
Zahl der Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichs-
ten Monaten des Prognosejahres und die Verläufe der 
Flugstrecken in der Flugplatzumgebung ein. 

Vollzugsdefizite beim Maschinen- und Geräte-
lärm: Die Kennzeichnung für Produkte und Maschi-
nen, die nach der Richtlinie 2000/14/EG (in Deutsch-
land mit der 32. BImSchV wirksam) Pflicht ist, mit 
ihrem Geräuschkennwert erfolgt in einigen Fällen 
immer noch nicht ordnungsgemäß. Zu diesem 
Schluss kommt ein Forschungsprojekt des UBA. Die 
Auftragnehmer, die Deutsche Landwirtschaftliche 
Gesellschaft und der TÜV Nord Systems, ermittelten 
bei rund 15 Prozent der Geräte im Handel bei Kenn-
zeichnungen und Unterlagen Mängel. Nachmessun-
gen der vom Hersteller garantierten Geräuschkenn-
zeichnungswerte bei einem Ringversuch zeigten zu-
dem bei fünf von 24 unterschiedlichen Gerätegrup-
pen Überschreitungen der gekennzeichneten Lärm-
grenzwerte von 1,5 bis 2 dB(A).

Die Überwachung und Anwendungskontrolle im 
Rahmen der EG-Richtlinie 2000/14/EG ist eine der 
wichtigsten Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der 
Wettbewerbsbedingungen im Handel. Das For-
schungsprojekt zeigt, dass eine verbesserte Kontrolle 
der Kennzeichnung durch die vollziehenden Bundes-
länder notwendig ist. Diese Forderung ist auf andere 
EU-Mitgliedstaaten übertragbar, da einige Geräte 
mit Mängeln dort in Verkehr gebracht wurden [97].

Verantwortlich für den Text: 

Helge Jahn, Fachgebiet I 3.2 „Schadstoffminderung und 
Energieeinsparung im Verkehr“ 
Kontakt: helge.jahn@uba.de

Ansprechpartner: 

Reinhard Herbener (CO2-Grenzwerte Pkw), Fachgebiet I 3.2 
„Schadstoffminderung und Energieeinsparung im Verkehr“ 
Kontakt: reinhard.herbener@uba.de

Falk Heinen (Energieeffizienz im Flugverkehr), Fachgebiet 
I 3.2 „Schadstoffminderung und Energieeinsparung im 
Verkehr“ 
Kontakt: falk.heinen@uba.de

Michael Jäcker-Cüppers (Verkehrslärm), Fachgebiet I 3.3 
„Lärmminderung im Verkehr“ 
Kontakt: michael.jaecker-cueppers@uba.de

Hans-Holger Bartel (Maschinen- und Gerätelärm) 
Fachgebiet I 3.4 „Lärmminderung bei Anlagen und Pro-
dukten, Lärmwirkungen“ 
Kontakt: holger.bartel@uba.de









Quelle: AG-Energiebilanzen 2006, eigene Berechnungen des UBA
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Installierte elektrische Leistung [MWel]
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Installierte elektrische Leistung [MWel]
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Überschuss an Emissionsberechtigungen (EB) –

Energiewirtschaft und Industrie im Vergleich
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